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Der Luft- und Bombenkrieg,den die Al-
liierten der Anti-Hitler-Koalition führ-
ten,hat in der deutschen Diskussion den
Charakter eines dramatischen Stoffs
angenommen, der hergeben muss, was
der Geist der Zeit fordert. Mit den ge-
zielt oder ungezielt, laut oder leise, je-
denfalls aber nachdrücklich wirksamen
Forderungen aus dem Publikum wird
sich auseinandersetzen müssen, wer die
Diskussion begreifen, ihre politischen
Folgen abschätzen und ihrem Ausgang
nicht sprachlos zuhören will.

Es mischen sich zwei Stränge von Mo-
tiven:

Luftkrieg ist technischer Krieg. Er
trifft aus großer Entfernung.Wenige tö-
ten maschinell viele. Luftkrieg ist auch
strategischer Krieg. Er richtet sich ge-
gen die gesellschaftliche Basis der
kriegführenden Macht. Zivilpersonen
werden getroffen. So haben die Luft-
kriege auch der jüngsten Zeit Kritik auf
pazifistischer, humanistischer Grund-
lage herausgefordert.

Ein anderer Ansatz, der sich jene hu-
mane Kritik zu eigen machen kann,zielt
darauf ab, jene lang vergangenen Er-
eignisse der Anti-Hitler-Koalition als
strategische Kriegsverbrechen auszu-
deuten. Da nun einmal nicht zu bestrei-
ten ist, dass das Dritte Reich seinen
Krieg verbrecherisch führte, und weil
daraus eine Belastung aller entsteht,die
in der Kontinuität deutschen Wesens
auftreten wollen, gibt es ein Interesse,
die sprichwörtliche gleiche Augenhöhe
dadurch zu erreichen, dass man den
Kriegsgegnern Ähnliches aufbürdet.
Die anderen waren auch nicht besser, je-
denfalls nicht viel … Es war eben Krieg
… In die Zukunft blicken …

Solche Relativierungen wären auch
nützlich, das Leitbild des deutschen
Staatsbürgers hin zum Untertanen zu
verschieben.

Das Zerwürfnis zwischen Führung
und Gefolgschaft, das seit dem Unter-
gang des großdeutschen Reichs in
Deutschland wirksam ist, aufzuheben,
ist ausdrückliches Ziel der Nazipropa-
ganda; sie stehen damit in einer Tradi-
tion, denn bereits die alten Nazis hatten
es mit einer ersten Erschütterung des
Obrigkeitsstaats zu tun, und Wieder-
herstellung der Autorität in der Ord-
nung von Führer und Volk war ihr An-
gebot,dem sich das deutsche Bürgertum
in seiner breiten Mehrheit nicht entzog.

Die Kritik am Luft- und Bombenkrieg
der Alliierten setzt einen Komplex von
Zusammenhängen, in dem randständi-
ge Gruppierungen wie die NPD zum

Sprecher eines breiter liegenden natio-
nalen und konservativen Interesses
werden, wobei sie sogar pazifistische
Impulse verwerten können.

Neben diesen Wirkungen, die auf die
Urteilskraft der Beteiligten zielen, sind
auch politische Konsequenzen im Visier.
Die prominenten Stimmen,die sich ver-
mehrt aus der Mitte der Gesellschaft mit
den damaligen Ereignissen befassen,
tun dies nicht, um den Nazis weiterzu-
helfen. Ihre Kritiken an den Kriegsta-
ten der Alliierten der Anti-Hitler-Koa-
lition sind mit der Politik verquickt, die
Nachkriegsordnung aufzuweichen. An
die Öffentlichkeit gedrungen ist die For-
derung der BRD nach einem ständigen
Sitz im Sicherheitsrat,wenn es angehen
möchte, ausgestattet mit dem Veto-
Recht. Verschiebungen von Perspekti-
ven und Werten in den Bildungsprozes-
sen der öffentlichen Meinung auszu-
deuten, ist immer heikel,wenn aber eine
Bewegung zur geistig-moralischen Ab-
wertung der Träger der Anti-Hitler-Ko-
alition Hand in Hand geht mit einer Po-
litik, die Aufwertung des deutschen
Staatswesens in internationalen Insti-
tutionen einfordert, ist die Befürchtung
eines Zusammenhangs wohl nicht über-
trieben. Und wegen dieses Zusammen-
hangs hat es die bürgerliche Öffentlich-
keit so schwer,die Interpretation der da-
maligen Ereignisse durch die heutigen
Nazis zurückzuweisen.

Die Bewertung des Luft- und Bom-
benkrieges der Alliierten als „Verbre-
chen“ schlägt eine Brücke zwischen der
Welt der neuen Nationalsozialisten und
den großen politischen Lagern. Eine
ähnliche Funktion hat die Bewertung
der Umsiedlungen nach dem Potsdamer
Abkommen als „Vertreibungsverbre-
chen“ oder sogar Völkermord.

Von dem Versuch, Auschwitz zu leug-
nen, musste sich die bürgerliche Gesell-
schaft der BRD durch ein gesetzliches
Verbot abgrenzen, da diese Lüge in dem
latenten und virulenten deutschen
Antisemitismus einen fruchtbaren
Nährboden fand und die Weltöffent-
lichkeit herausforderte.

Vorweg soll gesagt werden, dass die Ver-
wertung jener Schrecken für irgend-
welche abgeleiteten politischen Ziele
inhuman ist.Ein angemessener Nachruf
wird erklären müssen, wie es dazu kam.
Wird diese Aufgabe umgangen und, wie
es oft geschieht, angedeutet, dass die
Verbrechen der Nazis jene Taten bei
weitem übertrafen, würde die Sache of-
fen bleiben; diese Diskussion setzt auf

der alten Einsicht auf, dass Verbrechen
nicht mit Verbrechen aufgewogen wer-
den kann. Wenn der Feiertag vorbei ist,
bleibt eine Delegitimierung der Anti-
Hitler-Koalition hängen. So etwa, wenn
anlässlich der Festrede der frühere Re-
gierende Bürgermeister Hamburgs da-
bei bleibt,die Bombardierung Dresdens
sei ein Verbrechen gewesen. Die Wir-
kungen solcher Äußerungen sind ver-
heerend. Sie bereiten der Nazi-Propa-
ganda den Boden. Nun ist aber nicht
denkbar, dass Dohnanyi dies beabsich-
tig.

Die Frankfurter Allgemeine Zeitung,
die der Dresen-Debatte große Aufmerk-
samkeit widmete, dokumentiert am 18.
Februar eine Ansprache, die Golo Mann
kurz nach dem Angriff auf Dresden in
einem alliierten Rundfunksender in
deutscher Sprache gehalten hatte. Die-
ser Kommentar ist sehr aufschlussreich,
weil er zeigt, dass in zeitlicher Nähe zu
dem Ereignis ein Rechtfertigungspro-
blem nicht bestanden hat. Später aller-
dings, so berichtet der Kommentator
der FAZ, habe Mann von der sinnlosen
Ermordung der Stadt gesprochen. Da-
mals aber, in den letzten Kriegsmona-
ten in Europa, hob Mann auf die Not-
wendigkeit ab,den Faschismus zu schla-
gen.

Wie kommt es zu solchen Wendungen?
Nach einem Krieg, der mit einem voll-
ständigen Zusammenbruch einer Seite
endet, erscheint die siegreiche Seite als
eine unwiderstehlich Macht,die tut und
lässt, was sie will. Der Sieger hat die
Macht und die freie Wahl.Das politische
Handeln einer siegreichen Macht muss
hohen Anforderungen genügen. Denn
wer in seinem Handeln vollends frei ist,
handelt verantwortlich.Diese nach dem
Ausgang des Krieges äußerst klaren Ver-
hältnisse überschreiben die vorherige
Information. Sie tilgen aus dem Ge-
dächtnis, dass die jetzt aufgeriebene,
zerfallene politische Macht einst ein ge-
fährlicher, zeitweise überlegener Geg-
ner war, der nur unter Aufbietung aller
Kräfte daran gehindert werden konnte
zu siegen. Es bedarf einer gezielten An-
strengung einzusehen, dass die Anti-
Hitler-Koalition von Anfang an in kei-
ner Weise die Wahl hatte.

Die nahen und ferneren Nachbarlän-
der des Reichs wurden politisch und mi-
litärisch angefallen, teils überrannt,
teils standen sie knapp vor der Nieder-
lage, sie konnten ihren Widerstand nur
unter größten Opfern aufrichten und
erst nach jahrelangem Krieg die Ver-
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hältnisse zu ihren Gunsten wenden.
Eine ähnliche Quelle von Fehlurteilen

ergibt auch der Blick auf das Kriegsge-
schehen. Seit Stalingrad, seit der Lan-
dung auf Sizilien, spätesten nach der
Landung in der Normandie war klar,
dass die Anti-Hitler-Koalition siegen
würde und Hitler-Deutschland der
Untergang bevorstehe. Dies war nur
noch eine Frage der Zeit, die Anstren-
gungen und Opfer,die zu diesem Ziel er-
bracht werden müssen, verblassen dem
Betrachter, der das Ergebnis kennt. So
verführt der vernünftige Blick auf die
Entwicklung der Kräfteverhältnisse zu
dem unvernünftigen Schluss, ab diesem
oder jenem Zeitpunkt oder Ereignis
hätte das Gesetz des Handelns bei den
Alliierten gelegen.

Tatsächlich war die Gegenwehr, zu
der das strategisch geschlagene Reich
im Stande war, sehr bedeutend. Obwohl
das Dritte Reich keine Chance mehr
hatte, die Alliierten zu schlagen, blieb
die vage Chance, durch hartnäckiges
Verzögern des letztlich Unvermeid-
lichen die Gesellschaften der Anti-Hit-
ler-Koalition kriegsmüde zu machen.
Um diesen Preis fochten die Generale
der Wehrmacht, eingeschlossen der
Kräfte des 20. Juli, die noch im Sommer
1944 eine Verhandlungsposition sahen,
die sie wahrnehmen wollten. Auch da-
nach blieb noch das Kalkül, die Anti-
Hitler-Koalition aufzusprengen und
mit den Westalliierten zusammen sich
gegen die Sowjetunion zu wenden. Für
die breite Masse pflegte man bis in die
letzten Kriegstage den Kult der Wun-
derwaffe, deren Einsatz alles wenden
könne.

Diese Spekulationen auf geringe
Chancen reichten hin, um die Wehr-
macht des Dritten Reiches zusammen-
zuhalten.

So standen die Alliierten vor dem Pro-
blem, eine zum Durchhalten teils moti-
vierte, teils gezwungene, total mobili-
sierte Gesellschaft zu schlagen. Sie hat-
ten in ihrer Kriegführung mit großen ei-
genen Opfern zu rechnen und die
Pflicht, diese gering zu halten.

Am Wendepunkt des Krieges und als
die Eroberungen der Nazis ins Stocken

kamen und sie ihre Fronten unter dem
Druck der Alliierten und auch des
Widerstandes der unterworfenen Ge-
sellschaften zurücknehmen mussten,
hatten die Alliierten alle Ursache, die
Erfahrungen des Kriegsverlaufes aus-
zuwerten.

Eine beeindruckende Erfahrung war
der Blitzkrieg gewesen, das schnelle
Vorpreschen gepanzerter und motori-
sierter Verbände,deren Bewegungen aus
der Luft aufgeklärt und deren Angriffe
durch Luftangriffe gestützt wurden.
Insbesondere im Osten gelang es der
Wehrmacht, riesige Verbände der Roten
Armee regelrecht zu zerstückeln und
Wehrlose in eine Gefangenschaft zu
führen, in der sie umkommen sollten.
Aber als die Sowjetunion nach den Kal-
kulationen der Kriegskunst so gut wie
geschlagen war, zeigte sich eine Schwä-
che des technischen Krieges, der dem
Blitzkrieg zu Grunde lag. Die Stoßkraft
der gepanzerten und motorisierten
Truppen und des mit ihren Operationen
verbundenen Luftgefechts brach sich
am Widerstand relativ schwacher Trup-
pen, die sich auf die Infrastruktur und
die Bevölkerungsreserven moderner
Großstädte stützen. Leningrad und
Moskau konnten verteidigt werden.
Stalingrad wurde das Grab der Wehr-
macht. Das waren Ereignisse, die zum
einen auf dem Widerstandswillen der
Bevölkerung basierten,die das militäri-
sche Handeln fördern, mindestens aber
tolerieren muss. Wirksam wurden aber
auch technische Momente des moder-
nen Krieges.

Von Standpunkt der britischen Krieg-
führung aus ergab sich eine klare Rei-
henfolge: Zuerst war die Lufthoheit
über der Insel wieder herzustellen und
zu erhalten. Diese Lufthoheit war auf
den Seeraum auszudehnen, nicht zu-
letzt um den U-Boot-Krieg der Nazis
unmöglich zu machen. Sodann war für
alle gegen die Nazitruppen gerichteten
Operationen die Luftüberlegenheit zu
suchen.Wie zum Beispiel hätte die Lan-
dung in Frankreich ohne Luftüberle-
genheit der Alliierten gelingen können?

Die Luftwaffe, die der Stolz des be-
ginnenden Dritten Reiches gewesen

war, musste gestellt und geschlagen
werden. Dazu waren Angriffe auf das
Reichsgebiet unumgänglich. Die von
Göring geführte Luftwaffe wurde bei
der Vorbereitung einer Invasion Eng-
lands unter großen Opfern zurückge-
schlagen. Sie wurde in einer Luft-
schlacht über dem Reich aufgerieben.
Görings Luftwaffe geriet nach ihrem
Untergang in Vergessenheit. Zuvor war
sie aber eine sehr reale Größe.

Oft wird übersehen, welch ernorme Ver-
nichtungskraft in den Verbänden der
Wehrmacht bis in die letzten Kriegsta-
ge konzentriert war. So konnte noch im
Dezember des Jahres 1944 die Arden-
nenoffensive durchgezogen werden, die
den Alliierten schwere Verluste bei-
brachte. Letztlich brach die Offensive,
die, zunächst gedeckt durch schlechtes
Wetter, vorangetrieben werden konnte,
unter der Luftüberlegenheit der Alliier-
ten zusammen.

Im Osten lieferte die Wehrmacht
schwere Schlachten, gestützt auf die
städtischen Räume Breslaus, Königs-
bergs, Berlins.

Hier sollte sich noch einmal zeigen,
wie schwer die Eroberung militärisch
verteidigter Städte durch Panzer, In-
fanterie und Artillerie gewesen ist und
wie nötig es war, Luftüberlegenheit je-
derzeit demonstrieren und einsetzen zu
können.

Es zeigt sich auch, dass städtische In-
frastruktur, die gemacht ist, um indus-
trielle Prozesse zu stützen, die Möglich-
keiten militärischen Handelns für die
Verteidiger steigert, wenn sie Unter-
stützung bzw. Duldung der Einwohner
genießen oder wenigstens nicht damit
rechnen müssen, aus deren Mitte ange-
griffen zu werden.

Eine solche Gefahr bestand zum Bei-
spiel in Paris. Die Wehrmacht hatte al-
len Grund, „Verteidigung“ dieser Stadt
nicht zu probieren,sondern das Weite zu
suchen, um nicht zwischen zwei Feuer
zu kommen.

Eine solche Situation bestand im
Reich nicht.Besonders im Osten war der
ideologische Zusammenhang von Wehr-

Breslau 1945. Straßenbahnen als Panzersperren. Haus für Haus musste sich die Rote Armee vorwärtskämpfen, bevor die Stadt im Mai 1945
kapitulierte
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Deutschland, die Türkei und der Völker-

mord an den Armeniern

Der doppelzüngige
Hans-Ulrich Klose
Herr Klose, stellvertretender Vorsitzen-
der des Außenpolitischen Ausschusses
des Bundestags, sorgt sich über einen
möglichen Beitritt der Türkei zur EU,
drohen doch „schätzungsweise 5 Milli-
onen Zuwanderer“ infolge der Freizü-
gigkeit.Er beklagt sich über den Stil der
innerparteilichen und öffentliche Dis-
kussion, dass sich fast niemand traue,
auf die Probleme hinzuweisen aus
Angst, „in eine Ecke gedrängt zu wer-
den, in die man nicht will: als Rassist
oder Islam-Hasser“ (Saar Echo und N24
am 3.10.2004).Wenige Tage später setzt
er sich im Hamburger Abendblatt
(9.10.2004) unter der Überschrift „Auch
die Türkei muss sich ihrer eigenen Ge-
schichte stellen“ detailliert vor allem
mit dem in der Türkei bis heute geleug-
neten Völkermord an den Armeniern
auseinander, um dann festzustellen:
„Der Unterschied zu Europa ist über-
deutlich.Während die Völker, allen vor-
an die Deutschen,nach der Katastrophe
des Zweiten Weltkriegs über ihre je ei-
gene Geschichte reflektiert und dabei
auch Wunden (z.B.die kollektive Schuld
der europäischen Judenverfolgung) of-
fen gelegt haben … verharrt die Türkei
im Zustand des Schweigens.“

In einem weiteren Artikel – ebenfalls
im Abendblatt (29.1.2005) – greift er die
türkische Leugnung des Völkermords –
„den ersten staatlich unterstützten Völ-
kermord des 20. Jahrhunderts“ – noch-
mals auf. Anlass ist der skandalöse Vor-
gang in Brandenburg: Im Jahre 2002
hatte der damalige Bildungsminister
Steffen Reiche als „Beispiel für Völker-
mord und Ausrottung“ den an den Ar-
meniern in die Lehrpläne für den Ge-
schichtsunterricht aufnehmen lassen.
Sein Nachfolger, Bildungsminister Hol-
ger Rupprecht, hatte nach diplomati-
schen Gesprächen der SPD/CDU-Lan-
desregierung mit der türkischen Bot-
schaft und dem Generalkonsulat ange-
ordnet, den Hinweis auf diesen Völker-
mord aus den Lehrplänen zu entfernen.
„Der Vorgang muss uns alle nachdenk-
lich machen,er ist bedrückend“,so Klo-
se.

Und er wiederholt, „dass das Ge-
schichtsverständnis der Türkei sich von
dem der Europäer grundlegend unter-
scheidet. Die Europäer haben nach dem
Zweiten Weltkrieg ihre nationale Ge-
schichtsschreibung in bemerkenswerter
Weise bilanziert, haben Erfolge und
Misserfolge benannt, Fortschritt und
Katastrophen, Schuld und Verantwort-
lichkeiten und damit die geistige Basis
für den Prozess der europäischen Ein-
heit geschaffen. Nichts dergleichen in
der Türkei.“ Deshalb, so hat der Lesen-

de zu schlussfolgern, passt die Türkei
kulturell nicht in die EU. Das ist Kloses
eigentliches Thema.

Der Völkermord an den Armeniern ist
für ihn nur die Kulisse, vor der er mit
seinen Argumenten spielt – und das
auch noch falsch.

Im ersten Akt erklärt Klose ihn zum
ersten Genozid des 20. Jahrhunderts.
Den Völkermord des Deutschen Kaiser-
reichs an den Herero und Nama elf Jah-
re vorher hat es für Klose offensichtlich
nicht gegeben. Der „Traditionsverband
ehemaliger Schutz- und Überseetrup-
pen“ wird sich für diese prominente
Unterstützung sicherlich gefreut ha-
ben.

Im zweiten Akt setzt er sich mit der
Unfähigkeit der Türkei auseinander,
den Völkermord als Völkermord anzuer-
kennen.und hält ihr das positive Vorbild
Europa und die Europäer – wen meint
er damit? – und unter ihnen besonders
die Deutschen entgegen – mit viel
Schönfärberei! Auch hier kehrt Klose
etwas unter den Tisch: die Mitverant-
wortung und teilweise unmittelbare
Mitschuld des Deutschen Reiches am
Genozid an den Armeniern, der am 24.
April 1915 begann.

Deutsche Offiziere hatten während
des Ersten Weltkrieges Schlüsselposi-
tionen in den osmanischen Streitkräf-
ten besetzt. Der deutsche Generalstab-
soffizier Colmar Freiherr von der Goltz
war bereits vor 1914 zum Stellvertre-
tenden Stabschef der Osmanischen Ar-
mee aufgestiegen und zu ihrem Gene-
ralinspekteur ernannt worden. Der
Marschall des Osmanischen Heeres,Ge-
neral Otto Liman von Sanders, wurde
1913 Chef der deutschen Militärmission
in Konstantinopel. Ihm waren bis zum
Kriegsende 800 Offiziere unterstellt,die
in ranghohen Positionen in allen Trup-
penteilen und an allen Frontabschnit-
ten ihren Dienst versahen. Stabschef
des Kriegsministers Enver Pascha war
General Fritz Bronsart von Schellen-
dorff. Er befahl 1915 die Deportation
von Armeniern aus den östlichen Pro-
vinzen und damit war er verantwortlich
für die Todesmärsche in die syrische
Wüste. Der Artillerieexperte Eberhard
von Wolfkiel war führend an der Be-
schießung und kompletten Zerstörung
des armenischen Viertels in Urfa betei-
ligt. Major Boettrich unterstand die
Eisenbahnlogistik im osmanischen
Hauptquartier. Er organisierte die De-
portation von Armeniern über die von
deutschen Firmen errichtete und von
der Deutschen Bank finanzierte Bag-
dadbahn.Zeitgenössische Quellen bele-
gen, dass das diplomatische Personal in
den Konsulaten und das Fachpersonal
in anderen Einrichtungen bis in die
schrecklichsten Einzelheiten über die
Vernichtungsaktionen informiert wa-
ren.

Jahre später, 1919 begründete Bron-
sart von Schellendorff die Vernichtung:

macht / Nazis / Bevölkerung ungebro-
chen.

Vorsichtig meldet sich gerade heute
(22.2.) in den Leserbriefspalten der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung die
Stimme des Völkerrechtlers Professor
Dr. Jochen Frohwein. Er meint, dass der
Luft- und Bombenkrieg gegen das Reich
als Repressalie, als Antwort auf die
Luftangriffe der Nazis gesehen werden
müsse. Repressalien müssten verhält-
nismäßig sein. Wegen der definitiven
Überlegenheit der Alliierten habe im
Februar 1945, zur Zeit des Angriffs auf
Dresden, die Verhältnismäßigkeit ge-
fehlt.Allerdings,so räumt Frohwein ein,
könnte dies angesichts der erstaunlich
erfolgreichen Ardennenoffensive, zum
Zeitpunkt der Planung jenes Angriffs,
weniger eindeutig gewesen sein.

Frohwein versucht beiden Seiten ge-
recht zu werden. Der deutschen Seite,
die hier ein Kriegsverbrechen sehen
will, und der britischen Seite, deren
Blick für das Verhältnismäßige getrübt
gewesen sein soll. Frohwein sucht hier
einen Ausweg, er will eine Kritik an der
Grausamkeit des technisierten Krieges
aufrichten, ohne extrem Konservativen
oder gar Nazis Recht gegeben zu müs-
sen.

Die Daten liegen aber anders (nach
dem Buch zur Fernsehdokumentation
von Guido Knopp, „Der Sturm im Os-
ten“): Breslau: „Kein Schuss fiel mehr
am 6.Mai 1945.Die Festung Breslau gab
zwei Tage vor der Gesamtkapitulation
auf.Die Schlacht hatte fast achtzig Tage
gedauert. Mehrfache Kapitulationsan-
gebote der Roten Armee waren abge-
lehnt worden.“

Königsberg: „Am 24. Januar 1945
durch den Reichsverteidigungskom-
missar Erich Koch zur Festung erklärt.
Am 7.April war die Stadt zu weiten Tei-
len erobert. Doch selbst jetzt war die
deutsche Führung nicht zur Kapitula-
tion bereit.“

Auch Berlin ergibt sich nicht. Wehr-
macht,SS und Nazis zwingen der Roten
Armee einen schrecklichen Endkampf
auf, der erst erlischt, als der Tod Hitlers
bekannt wird.

Die Daten sind breit bekannt, in po-
pulären Büchern und sogar in Fernseh-
dokumentationen ausgebreitet.

Eine Kritik, die andeutet, die Alliier-
ten hätten gegen Wehrlose gekämpft, ist
gegen die Fakten. Auch verwischt sie
den Charakter des NS-Regimes, das in
der Tat von Staats wegen, mit indus-
triellen Mitteln, völlig  Wehrlose und
Unschuldige im Millionenmaßstab um-
brachte.

Angesichts des Wiederauflebens na-
tionalsozialistischer Ideologie und Po-
litik sollte eine durch die Geschichte ge-
warnte bürgerliche Gesellschaft nicht
versuchen, eine staatstragende Tradi-
tion auf dem Wege der Beschönigung
aufzurichten. maf


